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 Begründung:1 

 

Die Rechtspflegekommission beantragt dem Kantonsrat mit ihrem 

Bericht und Entwurf vom 17. Januar 2018, dass der Kantonsrat, 

seine Kommissionen und die Parlamentsdienste vom Anwendungs-

bereich des Öffentlichkeitsgesetzes ausgenommen werden. Auslö-

ser des Antrags waren offene Fragen in Bezug auf die Stellung und 

die Verfahren des Kantonsrates in Bezug auf das Öffentlichkeitsge-

setz. Die Regierung beantragt, aus formellen und inhaltlichen Grün-

den nicht auf die Vorlage der Rechtspflegekommission einzutreten. 

 

Die vorberatende Kommission anerkennt, dass die Anwendung des 

Öffentlichkeitsgesetzes auf den Kantonsrat Fragen aufwirft, die be-

antwortet werden müssen. Den Anwendungsbereich des Öffentlich-

keitsgesetzes deshalb einzuschränken, lehnt die vorberatende 

Kommission aber ab. Sie beantragt dem Kantonsrat deshalb, nicht 

aus formellen, aber aus inhaltlichen Gründen nicht auf die Vorlage 

der Rechtspflegekommission einzutreten.  

 

Die vorberatende Kommission möchte die offenen Fragen stattdes-

sen mit der Motion 42.19.41 «Anwendung des Öffentlichkeitsgeset-

zes klären» angehen, die unter anderem die kommunalen Parla-

mente miteinbezieht, Verfahrensfragen klärt und den missverständli-

chen Titel des Öffentlichkeitsgesetzes überprüft, der lediglich auf die 

Verwaltung Bezug nimmt. 

 

                                                   
1  Bericht nach Art. 62 Abs. 2 GeschKR.  
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